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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 7/07 B 

 

 

 
………………………… , 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................... 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Maschinenbau- und Metall-Berufsgenossenschaft, 
Kreuzstraße 45, 40210 Düsseldorf, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. März 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    

und   Dr.  B e c k e r   beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 31. Oktober 2006 wird als unzulässig  

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Die Klägerin hat zur Begründung der Beschwerde ent-

gegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätz-

liche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) schlüssig dargelegt oder bezeichnet.  

 

Die Klägerin stützt ihre Beschwerde zunächst auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache erfordert zunächst die Formulierung einer bestimmten abstrakten 

Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung beigemessen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Die abstrakte Rechtsfrage ist 

klar zu formulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte Revisi-

onszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, Handbuch 

des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, RdNr 181).  

 

Vorliegend mangelt es schon an dieser Voraussetzung, weil die Klägerin keine abstrakte 

Rechtsfrage in ihrer Beschwerdeschrift formuliert hat. Auch ihre abschließende Formulierung 

"Die Kernfrage bleibt nach wie vor, welche vom Bundessozialgericht bislang nicht beschieden 

worden ist, daß die Beratungspflicht im vorliegenden Fall und auch in vergleichbaren Fällen nun 

eben nicht aufgehoben ist." ist keine derartige Frage.  

 

Mit der Aussage, es werde die einseitige Parteilichkeit im bisherigen Verfahren, die 

Ungleichbehandlung, die Verletzung von Art 6 der Menschenrechtskonvention, "von der Dauer 

des Verfahrens her", gerügt, wird ebenfalls kein Zulassungsgrund, insbesondere auch kein 

Verfahrensmangel schlüssig bezeichnet, weil weitere Darlegungen iS des § 160a Abs 2 Satz 3 

SGG fehlen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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